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Liebe Mitstreiter,  
 
 
 
das vorliegende Rundschreiben steht ganz 
im Zeichen des Endes der Legislaturperi-
ode in Düsseldorf. Die alte Landesregie-
rung hat in einem Endspurt noch zahlrei-
che Gesetze mit Umweltbezug verab-
schiedet, die sich auch auf Ihre Arbeit 
auswirken werden. Wir haben versucht, 
Ihnen dazu einen Überblick und erste Hil-
festellungen zu vermitteln; deshalb halten 
Sie das Rundschreiben auch früher in 
Händen als sonst üblich. Wir werden auf 
diese Weise aber nicht alle gewünschten 
Informationen auf einen Schlag liefern 
können – wenn Sie zu Einzelpunkten noch 
Rückfragen haben, sind wir für Sie da. 
 
Die „Gesetzessammlung“ betrifft zwar Re-
gelungen, die künftig gelten werden, sie ist  
gleichzeitig aber auch eine Art Vergan-
genheitsbewältigung. Nach dem Regie-
rungswechsel ist eine große Unsicherheit 
bei allen Umweltaktiven zu verzeichnen, 
gleichgültig, ob es sich um Vertreter des 

amtlichen oder des ehrenamtlichen Um-
weltschutzes handelt. Die kommenden 
Wochen und Monate werden zeigen, wel-
che konkreten Maßnahmen den Schlag-
worten des Wahlkampfes folgen – bei 
manchen dieser Schlagworte bleibt ja nur 
zu hoffen, dass sie so bald nicht in Taten 
umgesetzt werden.  
 
Wir werden Sie weiter über die aktuellen 
Entwicklungen bei der Verbändemitwir-
kung informieren – im kommenden Rund-
schreiben werden sicher schon Umrisse 
der Umweltpolitik der neuen Landesregie-
rung erkennbar sein.  
 
Übrigens: Den Jahresbericht 2004 des 
Landesbüros finden Sie auf unserer Ho-
mepage. Bei Bedarf können Sie ihn auch 
als Kopie im Landesbüro anfordern. 
 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Wir wünschen Ihnen viel Spaß beim Lesen! 
 

Brigitte Gossner, Andrea Klapheck, Birgit Sommer 
Karin Albrecht, Regine Becker, Guido Haas, Sabine Hänel, Stephanie Rebsch 

Markus Ciroth, Michael Gerhard, Thomas Hövelmann, Gerd Mackmann 
Christoph Schwarz, Martin Stenzel 
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Neue Gesetze und Verordnungen — Überblick
Karin Albrecht, Stephanie Rebsch 

 

 
 
Nachfolgend finden Sie eine Auswahl wichtiger umweltrechtlicher Gesetzesänderungen 
(Veröffentlichungszeitraum Dezember 2004 – Mai 2005) 
 
 
 
Europarecht 
 

Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über die Schaf-
fung eines Europäischen Registers zur Erfassung der Freisetzung und Übertragung von 
Schadstoffen und zur Änderung der Richtlinien 91/61/EG des Rates, 
KOM (2004) 634 endg. V. 7.10.2004 
 
 
 
Bundesrecht 
 

• Gesetz zur Neugestaltung des Umweltinformationsgesetzes und zur Änderung der 
Rechtsgrundlagen zum Emissionshandel vom 22. Dezember 2004 - UIG (BGBl. I 2004, S. 
3704) 

 

Æ Vgl. dazu auch Beitrag zu Umweltinformationen, S. 16 dieses Rundschreibens. 
 
 
• Gesetz zur Neuordnung des Gentechnikrechts vom 21. Dezember 2004 

(BGBl. I 2004 S. 186)  
 

Æ Der zweite -zustimmungspflichtige- Teil der Novelle befindet sich derzeit im Vermittlungs-
ausschuss des Bundestages. 
 

 
• Neufassung des Fernstraßenausbaugesetzes vom 20. Januar 2005  

(BGBl. I 2005, S. 201) 
 

Æ Mit dem FStrAbG wird der Bedarfsplan für den Bau und Ausbau der Bundesfernstraßen 
nach Dringlichkeitsstufen festgestellt. Dieser ist für die Linienbestimmung und für die 
Planfeststellung nach dem Bundesfernstraßengesetz verbindlich. 
 

Æ Näher dazu: Reh, Nordrhein-westfälische Projekte im Bundesverkehrswegeplan, BUND 
hintergrund, Januar 2004, zu bestellen über den BUND Landesverband NRW  

 
 
• Änderung der Bundesartenschutzverordnung vom 17. Dezember 2004 
 

Æ Neu geregelt ist das Verbot der Kreuzung unterschiedlicher Greifvogelarten (Hybridzucht) 
sowie das Verbot der Haltung solcher Tiere. 
Darüber hinaus wurde die Kennzeichnungspflicht für weitere gefährdete Vogelarten einge-
führt. 
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Gesetze in der Warteschleife 

• Entwurf eines Gesetzes über die Öffentlichkeitsbeteiligung in Umweltangelegenheiten 
nach der EG-Richtlinie 2003/35/EG (Öffentlichkeitsbeteiligungsgesetz)  
- Stand: 21. Februar 2005  
 

• Entwurf eines Gesetzes über ergänzende Vorschriften zu Rechtsbehelfen in Umweltange-
legenheiten nach der EG-Richtlinie 2003/35/EG (Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz) 
- Stand: 21. Februar 2005.  

Æ Die Gesetzentwürfe dienen der Umsetzung der EG-Richtlinie 2003/35/EG - Öffentlich-
keitsrichtlinie, die bis zum 25. Juni 2005 in deutsches Recht umzusetzen ist. Die Gesetz-
entwürfe sind von der Bundesregierung noch nicht beschlossen. 
 

Æ Vgl. dazu Beitrag über die Bedeutung der Öffentlichkeitsrichtlinie in Rundschreiben 23, 
2004, S.10 

 
 

• Gesetz zur Einführung einer Strategischen Umweltprüfung und zur Umsetzung der Richtlinie 
2001/42/EG (SUPG) vom 23. Juni 2004 

 

Æ Der Bundesrat hat am 27. Mai 2005 dem vom Bundestag am 17. Dezember 2004 und 12. 
Mai 2005 verabschiedeten Gesetz zugestimmt. 

 Das Gesetz regelt die Strategische Umweltverträglichkeitsprüfung (SUP) für vorgelagerte 
umweltbedeutsame Planungsverfahren wie die Bundesverkehrswegeplanung, die Abfall-
wirtschaftsplanung, bei Planungen im Bereich der Luftreinhaltung und des Lärmschutzes 
sowie bei bestimmten wasserwirtschaftlichen Plänen und Programmen.  
 

 
 
 
 
Land NRW 
 
• Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Sicherung des Naturhaushalts und zur Entwick-

lung der Landschaft (Landschaftsgesetz – LG) vom 1.3.2005 - GVBl.NRW v. 30.3.2005, 
S. 191. 

Æ „Lex Hellwegbörde“; vgl. auch Rechtsprechung des OVG Münster, S. 5 dieses Rund-
schreibens. 

 
 
• Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Sicherung des Naturhaushalts und zur Entwick-

lung der Landschaft (Landschaftsgesetz – LG) vom 3.5.2005 - GVBl.NRW v. 25.5.2005, 
S. 522. 

Æ Das Gesetz ist am 26.5.2005 in Kraft getreten. 
 

Æ Vgl. dazu auch Beitrag auf S. 6 dieses Rundschreibens. 
 
 

• Wassergesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (Landeswassergesetz - LWG) vom 
3.5.2005 – GVBl.NRW v. 11.5.2005, S. 463.  

 

Æ Vgl. dazu auch Beitrag auf S. 10 dieses Rundschreibens. 
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• Gesetz zur Neufassung des Landesplanungsgesetzes NRW (LPlG) vom 3.5.2005 – 
GVBl.NRW v. 6.5.2005 

 

Æ Das Gesetz ist am 7.5.2005 in Kraft getreten; vgl. dazu auch Beitrag auf Seite 13 dieses 
Rundschreibens.  

 
 
• Verordnung zur Neufassung der Verordnungen zum Landesplanungsgesetz (LPlG-VO) 

vom 10.5.2005 - GVBl.NRW v. 25.5.2005, S. 506. 
 

Æ Die Änderungen sind am 26.5.2005 in Kraft getreten; betroffen sind die Regionalräte-VO, 
VO zur Braunkohleplanung, Plan-VO, VO zu Regionalen Flächennutzungsplänen, VO zu 
Raumordnungsverfahren.  

 
 
• Verordnung über die Zuständigkeit der Amtsgerichte des Landes Nordrhein-Westfalen in 

Umweltstrafsachen und in Bußgeldverfahren wegen Umweltordnungswidrigkeiten gegen 
Erwachsene (Konzentrations-VO Umweltschutz) vom 17.3.2005 - GVBl.NRW v. 
8.4.2005, S. 222. 

 

Æ Regelung, dass die Amtsgerichte Duisburg, Mönchengladbach und Essen in allen Um-
weltstrafsachen/ -ordnungswidrigkeiten für die jeweiligen Landgerichtsbezirke Duisburg, 
Mönchengladbach und Essen örtlich zuständig sind. 

 
 
• Gemeinsamer Runderlass des Ministeriums für Städtebau und Wohnen, Kultur und Sport 

und des Ministeriums für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
zur Berücksichtigung von Flächen mit Bodenbelastungen, insbesondere Altlasten, bei der 
Bauleitplanung und im Baugenehmigungsverfahren (Altlastenerlass) vom 14.3.2005, 
MBl.NRW.2005, S. 582. 

 

Æ „Der Erlass soll den für die Bauleitplanung verantwortlichen Gemeinden, den Bauauf-
sichtsbehörden sowie den Bodenschutzbehörden als Trägern öffentlicher Belange als 
Grundlage für die Berücksichtigung von schädlichen Bodenveränderungen und Altlasten 
bei der Bauleitplanung und der Zulassung von Vorhaben dienen und für Investoren und 
Grundstückseigentümer Planungs- und Investitionssicherheit schaffen“, 1.1. des Erlasses. 
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Etappensieg für Naturschutz: 
Vorläufiger Stopp der B 55n (OU Erwitte)  

durch die Hellwegbörde 
Stephanie Rebsch 

 
 
 

Das Oberverwaltungsgericht Münster bes-
tätigt die herausragende Bedeutung der 
Hellwegbörde als europäisches Vogel-
schutzgebiet. Die LNU hatte gegen die 
Planfeststellung der Ortsumgehung Erwit-
te (B 55n) geklagt. Das Gericht stellte in 
der mündlichen Verhandlung am 2. Feb-
ruar 2005 fest, dass die Beeinträchtigung 
der Hellwegbörde durch den Straßenneu-
bau unzulässig ist. 
 
Auf Anraten des Gerichts hat das beklagte 
Verkehrsministerium in der mündlichen 
Verhandlung darauf verzichtet, die Pla-
nung für die Ortsumgehung in die Tat um-
zusetzen. Damit konnte das Land einer 
Verurteilung entgehen, das Ziel, die Ver-
hinderung des Vorhabens, wurde im we-
sentlichen erreicht. Das Land muss daher 
auch die Kosten des Gerichtsverfahrens 
übernehmen.  
 
Offen bleibt, ob die jetzt nötigen, ergän-
zenden (Um-)Planungen einer erneuten 
gerichtlichen Prüfung standhalten können. 
Denn von entscheidender Bedeutung wird 
sein, ob das Land1 bzw. die zuständigen 
Behörden ein wirksames und der beson-
deren Bedeutung des Gebietes angemes-
senes Schutzregime realisieren.  
Bislang ist die Hellwegbörde als Lebens-
raum insbesondere für die Wiesenweihen 
und andere Offenlandarten nicht unter 
Schutz gestellt. Dieser Verstoß gegen 

                                                
1 Seit dem 2.3.2005 ist die Änderung des § 48c 
Landschaftsgesetzes NRW („Lex Hellwegbör-
de“) in Kraft. Es bestehen erhebliche Beden-
ken, dass das verfolgte Ziel, ein angemesse-
nes Schutzregime für die europäischen Vogel-
schutzgebiete in NRW zu schaffen, erreicht ist. 

europäisches Umweltrecht führt dazu, 
dass die Hellwegbörde als sogenanntes 
„faktisches“ Vogelschutzgebiet absoluten 
Schutz in ihrer Funktion als Lebensraum 
für die Vogelwelt genießt.  
Das Gericht teilte die Einschätzung der 
Kläger - der LNU und mehrerer Landwirte, 
dass die Hellwegbörde durch den geplan-
ten Straßenneubau beeinträchtigt würde 
und nach derzeitiger Rechtslage unzuläs-
sig ist. Erst eine erfolgte ausreichende 
Unterschutzstellung würde die Möglichkeit 
eröffnen, für ein konkretes Vorhaben eine 
Ausnahme vom Verschlechterungsverbot 
zuzulassen. Die Entscheidung, ob die Be-
einträchtigungen durch den Neubau der 
Ortsumgehung B 55n ausnahmsweise 
zulässig sind, ist am Schutzzweck und den 
Erhaltungszielen für das Gebiet zu mes-
sen. Hier sind dann insbesondere sich 
aufdrängende Alternativen in den Blick zu 
nehmen.  
 
- Oberverwaltungsgericht für das Land NRW, 
11D68/02.AK, Beschluss vom 2.2.2005 - 
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Landschaftsgesetz-Novelle:  
Die wichtigsten Änderungen im Überblick  

Christoph Schwarz 
 

 
 

Das novellierte Landschaftsgesetz ist in-
zwischen im Gesetzblatt veröffentlicht 
worden und am 26. Mai 2005 in Kraft ge-
treten. Den kompletten Text in neuer Fas-
sung finden Sie auf unserer Homepage 
(von uns zusammengestellt, keine amtli-
che Fassung) oder auf den Internetseiten 
des Ministeriums für Umwelt und Natur-
schutz, Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz 
(www.munlv.nrw.de/sites/arbeitsbereiche/ 
forsten/landschaftsgesetz.htm). 

Im Folgenden ist eine Übersicht der wich-
tigsten Änderungen aufgeführt. Wir gehen 
davon aus, dass in Kürze auch eine neue 
LG-Broschüre des Umweltministeriums 
erhältlich ist. Können Sie dies nicht abwar-
ten oder unsere Homepage nicht nutzen, 
können Sie sich mit uns in Verbindung 
setzen.  
 

 
 
 
Thema Neue Regelung Bewertung 

 
Biotopverbund 
Umfang und 
Darstellung des 
Biotop-
verbundes 

§ 2b 
Mindestens 10% der Landesfläche aus NSG, § 62-Biotopen, 
FFH-Gebieten und „weiteren geeigneten Flächen“. Der Bio-
topverbund ist über Festsetzungen in Landschaftsplänen, Ver-
tragsnaturschutz oder andere Maßnahmen zu sichern.  
 

+/- 
Bloße Übernahme 
aus BNatSchG oh-
ne Präzisierung. 

Mindestdichte  § 2c Abs. 3 
Die Mindestdichte für Landschaftselemente zur Vernetzung 
von Biotopen wird nach Vorgabe des Landschaftsrahmen-
plans (GEP) im Landschaftsplan festgelegt. 
 

- 
Fehlende Vorga-
ben. 

 
Eingriffsregelung 
Windkraft-
anlagen  

§ 4 Abs. 2 Nr. 4 
Raumbedeutsame Windkraftanlagen sind immer ein Eingriff. 
Raumbedeutsam = Höhe mehr als 100m oder mehr als 2 An-
lagen oder exponierter Standort. 
Maximal 2 nahe beieinander liegende, nicht raumbedeutsame 
Windkraftanlagen sind weiterhin kein Eingriff. 
 

+ 

Weihnachts-
baumkulturen 

§ 4 Abs. 2 Nr. 10 
Weihnachtsbaumkulturen sind immer ein Eingriff, wenn sie 
größer als 1 ha sind (keine Ausnahmen für Baumschulen). 
 

+ 



Landesbüro-Rundschreiben 26 - Landschaftsgesetz - Juni 2005 

8 

Thema Neue Regelung Bewertung 
Eingriffe am 
Rhein 

§ 4 Abs. 3 Nr. 3 
Unterhaltungs- und Ausbaumaßnahmen am Rhein sind kein 
Eingriff, wenn sie der Vermeidung der Sohlenvertiefung und 
der Haltung eines gleichwertigen Wasserstandes dienen. 
 

- 
Evtl. Verstoß gegen 
Bundesrecht. 

Natur auf Zeit § 4 Abs. 3 Nr. 7 
Die Beseitigung von Zustandsveränderungen auf ehem. be-
bauten Flächen, die nach Inkrafttreten dieser Novelle brach-
gefallen sind, ist kein Eingriff.  
Keine Gültigkeit des gesetzlichen Biotopschutzes (§ 62) auf 
diesen Flächen. 
 

+/- 
Nur neu für Flächen 
im Außenbereich. 

Kompensation 
für Eingriffe: 
Vorrang für be-
stimmte Maß-
nahmen  

§ 4a Abs. 3b 
Bei Wald-Eingriffen in waldreichen Gebieten: Kompensation 
vorrangig durch Waldumbau oder Aufwertung von Offenland-
Biotopen im Eingriffsgebiet oder Aufforstung in waldarmen 
Gebieten.  
Allgemeiner Vorrang für Maßnahmen, die gleichzeitig den 
Zielen der Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) dienen. 
 

+/- 
Allgemeiner Vor-
rang für Maßnah-
men an Gewässern 
ist fachlich fragwür-
dig? 

Sicherheits-
leistung 

§ 4a Abs. 6 
Zur Gewährleistung der Kompensation kann die Genehmi-
gungsbehörde eine Sicherheitsleistung verlangen. 
 

+ 

Ersatzgeld § 5 Abs. 1 
Das Ersatzgeld ist spätestens drei Jahre nach Entrichtung 
auszugeben, es fällt ansonsten an die höhere Landschafts-
behörde. 
 

+ 

Ökokonto § 5a 
Einführung eines Ökokontos für alle Vorhaben.  
Die vorgezogenen Maßnahmen müssen von der unteren 
Landschaftsbehörde (ULB) anerkannt werden, es müssen 
dauerhaft günstige Wirkungen auf die Natur von ihnen aus-
gehen und sie müssen dem Landschaftsplan entsprechen.  
Methodische Fragen der gesamten Bilanzierung sollen in ei-
ner folgenden Rechtsverordnung geregelt werden. 
 

+/- 
Ausweitung über 
Bauleitplanung hin-
aus, dafür stärkere 
Bindung an ULB 
und LP. 

 
Landschaftsbeiräte, Biologische Stationen 
Zusammen-
setzung der 
Beiräte 

§ 11 Abs. 4 
Aufstockung der Beiräte auf 8 Naturschützer und 8 Natur-
nutzer (durch je 1 Vertreter des Sports und der Imkerei). 
Bestehende Beiräte bleiben im Amt, Nachwahl der zusätz-
lichen Mitglieder in den nächsten 6 Monaten.  
Hinweis: Bei Stimmengleichheit bei der Wahl des Vorsitzen-
den erfolgt künftig eine Halbierung der Legislatur zwischen 
beiden Kandidaten, Reihenfolge per Los (Änderung der LG-
DVO). 
 

- 
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Thema Neue Regelung Bewertung 
Biologische Sta-
tionen 

§ 11a 
Verankerung der Biologischen Stationen im LG. Aufgaben: 
Betreuung und Monitoring von Schutzgebieten, Vertrags-
naturschutz. 
 

+ 

 
Verbändebeteiligung / Vereinsmitwirkung 
Anerkennung § 12 Abs. 1 + 2 

Eigene Anerkennungs-Vorschrift für NRW-Naturschutz-
verbände (die im Gesetz deshalb „nach § 12 LG anerkannte 
Vereine“ heißen). LNU, NABU und BUND gelten bereits als 
nach § 12 LG anerkannt. 
 

+ 
Durch Vorgabe des 
BNatSchG erforder-
lich. 
 

Beteiligungsfälle § 12 Abs. 3 
Neue Beteiligungsfälle: Vorhaben in Natura 2000-Gebieten 
(unabhängig von der Schutzkategorie) sowie bei der Wieder-
ansiedlung von Tieren und Pflanzen. 
 

+ 
Vorgabe des 
BNatSchG. 

 
Landschaftsplanung 
Innenbereich § 15a Abs. 3 

Der stadtökologische Fachbeitrag der LÖBF wird verbindlich 
und damit gutachterlicher Landschaftsplan für den Innen-
bereich.  

+/- 
Versuch, die Vorga-
be des BNatSchG 
zur flächendecken-
den Landschafts-
planung umzuset-
zen. 
 

Verhältnis zum 
FNP 

§ 29 Abs. 4 
Bei bestehendem Landschaftsplan sind spätere FNP-
Änderungen im LP-Geltungsbereich ohne Änderung des LP 
möglich, wenn der Träger der Landschaftsplanung nicht wi-
dersprochen hat (LP-Festsetzungen werden automatisch 
temporär bis zum folgenden B-Plan).  
 

- 
Wegfall von Verfah-
ren zur LP-Ände-
rung, weiter Vor-
rang der Bauleit-
planung.  
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Gesetzlicher Biotopschutz 
Biotoptypen § 62 Abs. 1 

Reduzierungen:  
Statt „Binnendünen“ jetzt „offene und halboffene Binnen-
dünen“ 
Statt „Magerwiesen und -weiden“ jetzt „artenreiche Mager-
wiesen und -weiden“ 
Ausweitungen: 
Neu sind Altarme, Lehm- und Lösswände. 
 

+/- 
Durch Vorgaben 
des BNatSchG ge-
deckt. 

Abgrenzung § 62 Abs. 3 
LÖBF kartiert, untere Landschaftsbehörde unterrichtet Eigen-
tümer und § 12-Vereine, LÖBF macht Abgrenzungsvorschlag.  
Bei Widerspruch der unteren Landschaftsbehörde entscheidet 
das Ministerium.  
Es folgt eine Rechtsverordnung mit Kartieranleitung. 

- 
Bürokratisches Ver-
fahren, rechtlich 
entscheidend ist 
das Vorkommen 
des Biotops, nicht 
das Verfahren. 
 

 
Sonstiges 
Vorkaufsrecht § 36a 

Vorkaufsrecht der Kreise und kreisfreien Städte für Schutz-
gebiete innerhalb von Landschaftsplänen. 
 

+ 

Alleen und 
Streuobstwiesen 

§ 47  
Gesetzlicher Schutz von Alleen und Streuobstwiesen als ge-
schützter Landschaftsbestandteil (GLB). Für Alleen richtet die 
LÖBF ein separates Kataster ein (§ 14 Abs. 1 Nr. 3). Be-
freiungen vom Alleenschutz werden erschwert (§ 69 Abs. 1a).  
 

+ 

EU-
Vogelschutz-
gebiete 

§ 48c Abs. 5 
Gesetzlicher (Grund-)Schutz von EU-Vogelschutzgebieten 
ohne weiteres Verfahren. 
Schutz gilt nicht für „versehentliche“ Schäden durch Landwirt-
schaft, Forstwirtschaft oder Jagd.  

- 
Rechtlich frag-
würdige Umsetzung 
der EU-Vorschriften 
zur Ausweisung von 
Schutzgebieten. 
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Novellierung des Landeswassergesetzes NRW 
Stephanie Rebsch, Sabine Hänel 

 
 
 
Am 20. April 2005 beschloss der Landtag 
das „Gesetz zur Änderung wasser-
rechtlicher Vorschriften“. Damit erfolgte 
die überfällige Novellierung des Landes-
wassergesetzes NRW (LWG) noch vor 
den Landtagswahlen. Das Gesetz ist am 
11. Mai 2005 in Kraft getreten und dient 
vorrangig der rechtlichen Umsetzung der 
europ. Wasserrahmenrichtlinie 
2000/60/EG vom 22. Dezember 2000 
(WRRL).  
 
Im Gesetzgebungsverfahren wurde früh-
zeitig die Forderung nach der sogenann-
ten. „1:1-Umsetzung“, zu verstehen als 
Minimalumsetzung der Richtlinienvorga-
ben, laut. So wurde der in Ansätzen be-
grüßenswerte Referentenentwurf aus dem 
Frühjahr 2004 im weiteren Verlauf aus 
Sicht des Gewässer- und Naturschutzes 
massiv verschlechtert.  
Der Landesgesetzgeber hat die Möglich-
keiten für die Entwicklung einer fortschritt-
lichen Gewässerschutzpolitik für Nord-
rhein-Westfalen nicht genutzt.  
In diesem Zusammenhang stellt es ein 
Versäumnis und eine ungenutzte Chance 
dar, die Ziele der WRRL nicht durch ein 
Artikelgesetz in anderen gewässerschutz-
relevanten Politikbereichen wie der Lan-
desplanung, der Fischereiwirtschaft, des 
Wasserverbandswesens verankert zu ha-
ben.  
 
Schwerpunkte der Novellierung sind: 
 
• Einführung der neuen Bewirtschaf-

tungsinstrumente nach Maßgabe der 
WRRL und der 7. WHG-Novelle aus 
2002,  
 

 

• Festlegung der nordrhein-westfälischen 
Flusseinzugsgebiete und deren Bewirt-
schaftung,  
 

• Vorgaben zur Erarbeitung und Aufstel-
lung der Maßnahmenprogramme und 
Bewirtschaftungspläne und Information 
der Öffentlichkeit im Rahmen der Pla-
nungen,  
 

• Regelungen zur Sicherstellung der 
Wasserversorgung und -planung,  
 

• Förderung der Wasserkraftnutzung,  
 

• Abwasserbeseitigung und -abgabe,  
 

• Anpassung der Regelungen über die 
ortsnahe Niederschlagswasser-
beseitigung,  
 

• Vereinfachung der Genehmigungs-
pflichten für die Indirekteinleitungen in 
öffentliche Abwasseranlagen bei 
gleichzeitiger Aufhebung der Indirek-
teinleiterVO, 
 

• Klarstellung der materiellen Ziele in den 
Bereichen des Ausgleichs der Wasser-
führung und der Gewässerunterhaltung 
und Koordinierung der Gewässerunter-
haltung, 
 

• Einführung eines gesetzlichen 
Gewässerrandstreifenschutzes, 
 

• vorbeugender Hochwasserschutz und 
 

• Anpassung der Regelungen zum 
Schutz und für die Festsetzung von 
Überschwemmungsgebieten. 
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Aus Sicht der Naturschutzverbände zu 
begrüßen ist: 
 
3 die Einführung eines landesweiten 

Wasserversorgungskonzeptes, § 50 a 
LWG 
 

3 die Verpflichtung zur Festsetzung von 
Wasserschutzgebieten für Gewin-
nungsanlagen der öffentlichen Wasser-
versorgung mit einer Entnahme von 
mehr als 1 Mio. m³/a, § 14 LWG, 
 

3 das Verbot, im festgesetzten Über-
schwemmungsgebiet Auwald in eine 
andere Nutzungsart umzuwandeln, 
§ 113 LWG, 
 

3 die gesetzlich verankerte Beteiligung 
der anerkannten Naturschutzverbände 
bei der Aufstellung der Maßnahmen-
programme und Bewirtschaftungspläne 
in den nordrhein-westfälischen Fluss-
einzugsgebieten.  

 
Diesen positiven Aspekten der Novellie-
rung steht eine lange Reihe von Kritik-
punkten gegenüber. Hierzu zählen u.a.: 
 
� die unzureichende und im Laufe des 

Gesetzgebungsverfahrens noch weiter 
aufgeweichte Konzeption des Gewäs-
serrandstreifenschutzes,  
 

� die unzureichende Beschreibung der 
Aufgaben der Wasserwirtschaft,  

 
� die weit gefasste Regelung zum Ge-

meingebrauch an Oberflächen-
gewässern,  

 
� die fehlende Verpflichtung zur Aufstel-

lung eines Unterhaltungsplanes, die 
fehlende Aufzählung von Unterhal-
tungsmaßnahmen sowie der Möglich-
keit des Unterlassens der Unterhaltung,  

 
 

� die Möglichkeit für Gemeinden, die Si-
cherstellung der öffentlichen Wasser-
versorgung auf Dritte zu übertragen,  

 
� der Wegfall der im Referentenentwurf 

vorgesehenen Verpflichtung für Unter-
nehmen der Trinkwasserversorgung, 
ein Monitoring über Auswirkungen auf 
das Gewässer und die von der Ent-
nahme betroffenen Schutzgüter vorzu-
nehmen,  

 
� der Wegfall eines allgemeinen 

Grundsatzes zur effizienten Nutzung 
von Wasserressourcen durch 
Schaffung ökonomischer Anreize im 
Sinne der Nachhaltigkeit.  

 
Die komplette Stellungnahme der Natur-
schutzverbände zum Entwurf des LWG 
finden Sie im INTERNET unter  
www.lb-naturschutz-nrw.de innerhalb des 
Fachgebietes Wasser unter der Rubrik 
Meldungen. 
 
Der rechtliche Rahmen zur Umsetzung der 
WRRL ist mit der Novellierung des LWG 
nahezu geschaffen.  
Es bedarf noch der rechtlichen Umsetzung 
der Anhänge II, III und V der WRRL, wel-
che die Beschreibung, Einstufung und 
Überwachung der Oberflächengewässer 
und des Grundwassers sowie die wirt-
schaftliche Analyse regeln.  
Der Entwurf einer Verordnung zur Umset-
zung der WRRL befindet sich zur Zeit im 
Anhörungsverfahren und liegt den aner-
kannten Naturschutzverbänden zur Stel-
lungnahme vor.  
Mit einem zügigen Erlass der Verordnung 
ist zu rechnen, da sich NRW an der, im 
Interesse des bundeseinheitlichen Voll-
zugs erarbeiteten Musterverordnung der 
LAWA orientiert.  
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Hochwasserschutzgesetz: 
Nach langem Tauziehen endlich verabschiedet  

Karin Albrecht, Sabine Hänel 
 
 
Am 3. Mai 2005 ist das Gesetz zur Ver-
besserung des vorbeugenden Hochwas-
serschutz (BGBl. Teil I, S. 1224) in Kraft 
getreten. Streitpunkte der Länder an dem 
Gesetzesentwurf waren bis zuletzt die 
vorgesehenen Einschränkungen bei der 
Ausweisung neuer Baugebiete in Über-
schwemmungsgebieten sowie die Ein-
schränkungen des landwirtschaftlichen 
Ackerbaus in Überschwemmungsgebie-
ten.  
 
Das Hochwasserschutzgesetz, das sich 
einen einheitlichen Hochwasserschutz 
zum Ziel setzt, ist gegenüber den ur-
sprünglichen Plänen stark verändert wor-
den. Das neue Gesetz ändert als Artikel-
gesetz mehrere Bundesgesetze: Wasser-
haushaltsgesetz, Baugesetzbuch, Raum-
ordnungsgesetz, Bundeswasserstraßen-
gesetz und das Gesetz über den Deut-
schen Wetterdienst.  
Es enthält  im Wesentlichen folgende Re-
gelungen: 
 
• Das grundsätzliche Verbot für die Pla-

nung neuer Baugebiete in Über-
schwemmungsgebieten gilt bundes-
weit. Eng gefasst ist die Ausnahmere-
gelung, so wenn die Gemeinde keine 
anderen Möglichkeiten der Entwicklung 
hat, das neue Baugebiet unmittelbar an 
ein bestehendes angrenzt, Gefahren 
für Leib und Leben sowie erhebliche 
Sachschäden nicht zu erwarten sind, 
verloren gehender Rückhalteraum aus-
geglichen wird und die Gebäude hoch-
wasserangepasst errichtet werden. 
 

• Neue Gebäude sind in Überschwem-
mungsgebieten grundsätzlich zulässig; 
sie benötigen eine Genehmigung der 
zuständigen Behörde. 
 

• Die Länder müssen durch Schutzvor-
schriften dafür sorgen, dass bei land-
wirtschaftlich genutzten und sonstigen 

Flächen in Überschwemmungsgebieten 
Bodenerosionen und Schadstoffeinträ-
ge in die Gewässer vermieden oder 
verringert werden. 
 

• Die Länder sind verpflichtet, flächende-
ckend innerhalb eines Zeitraumes von 
fünf bzw. sieben Jahren Überschwem-
mungsgebiete festzusetzen. Als Be-
messungsgrundlage gilt das hundert-
jährliche Hochwasser.  
 

• Die Länder haben darüber hinaus ü-
berschwemmungsgefährdete Gebiete 
festzulegen (z.B. hinter Deichen).  
 

• Bei der Festsetzung von Über-
schwemmungsgebieten ist die Öffent-
lichkeit zu informieren und zu beteili-
gen. 
 

• Die Überschwemmungsgebiete und die 
überschwemmungsgefährdeten Gebie-
te sind in Raumordnungsplänen, Flä-
chennutzungsplänen und Bebauungs-
plänen zu kennzeichnen. 
 

• Die Länder müssen innerhalb von vier 
Jahren flussgebietsbezogene Hoch-
wasserschutzpläne aufstellen und län-
der- und staatengrenzenüberschreitend 
abstimmen. Die Pläne sollen Maßnah-
men zur Schaffung von Rückhalteflä-
chen enthalten, wie z. B. die Wieder-
herstellung von Auen oder Vorgaben 
zur Rückverlegung von Deichen. 

 
Fazit: Es ist jetzt den Ländern überlassen, 
die relativ weichen Rahmenvorgaben des 
Bundesgesetzes auszufüllen. Zu befürch-
ten ist, dass durch die wenigen Restriktio-
nen und die Ausnahmetatbestände nur 
unwesentliche Verbesserungen für den 
vorbeugenden Hochwasserschutz zu er-
warten sind. 
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Neuregelungen im geänderten Landesplanungsgesetz (LPlG) 
Christoph Schwarz 

 
 
 
Das Landesplanungsgesetz ist kurz vor 
Ende der Legislaturperiode noch geändert 
und inzwischen neu bekannt gemacht wor-
den (Fassung vom 03.05.2005, 
GVBl.NRW.2005 S. 430).  
 
Wir sind bereits im letzten Rundschreiben 
auf den Inhalt des Entwurfs eingegangen; 
die jetzt rechtskräftige Fassung entspricht 
ihm. Für die Naturschutzverbände ändert 
sich nicht viel:  
 
• Die Gebietsentwicklungspläne heißen 

jetzt Regionalpläne.  
 

• Die Verfahren zur Aufstellung oder Än-
derung sowie die Mitwirkung der Ver-
bände an den Regionalplänen bleiben 
unverändert, allerdings werden die Fris-
ten für Stellungnahmen verkürzt (bei 
Änderungen auf einen Monat).  
 

• Bestandteil des Regionalplans wird 
künftig auch ein Umweltbericht, an 
dessen Erarbeitung die Naturschutz-
verbände beteiligt werden (Scoping-
Termin).  
Inhaltlich bleibt noch einiges ungeklärt, 
weil im LPlG nur der Text der EU-
Richtlinie bzw. das Raum-
ordnungsgesetz des Bundes (ROG) 
wiederholt wurde.  
 

• Regionale Flächennutzungspläne wer-
den durch Zusammenschluss mehrerer 
Gemeinden landesweit ermöglicht. Sie 
ersetzen dann die Regionalpläne.  
 

 
 
 

• Durch eine „Experimentierklausel“ wer-
den Abweichungen bei der Art der Dar-
stellung im Regionalplan zugelassen. 
Auch eine Abkehr von der bisherigen 
Genehmigungspflicht der Regionalplä-
ne durch die Landesplanungsbehörde 
kann mittels „Experiment“ erfolgen. 

 
Die bisherigen Durchführungsverord-
nungen sind inzwischen durch die Verord-
nung zur Neufassung der Verordnungen 
zum Landesplanungsgesetz vom 
10.5.2005 ersetzt worden.  
 
Die amtlichen Fassungen des Landes-
planungsgesetzes und der Verordnungen 
finden sie als Download auf der Homepa-
ge des Landesplanungsministeriums 
(www.mvel.nrw.de).  
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Artenschutz in der Stellungnahme  
Thomas Hövelmann 

 
 
 
Das Thema Artenschutz ist in letzter Zeit 
in den Mittelpunkt des Interesses gerückt. 
Mit Hilfe eines Infoblattes hatten wir Sie 
bereits über die Anhang IV-Arten der FFH-
RL und deren Berücksichtigung in Plan-
verfahren informiert. 
Die Diskussion hat jedoch mittlerweile 
auch die besonders und streng geschütz-
ten Arten der Bundesartenschutzverord-
nung (BArtSchV) erreicht, die nicht euro-
parechtlich geschützt sind. Außerdem ist 
das Thema „Europäische Vogelarten“ 
noch nicht abschließend geklärt. Die Mei-
nungsbildung, auch des Gesetzgebers 
und der einschlägigen Juristen ist noch in 
vollem Gange, zumal ein Urteil des Bun-
desverwaltungsgerichts zum Thema noch 
aussteht.  
 
Zur Erinnerung: Nach § 42 BNatSchG ist 
jede Vernichtung von Individuen beson-
ders geschützter und darüber hinaus jede 
Störung von Individuen streng geschützter 
Pflanzen- und Tierarten verboten, sofern 
die Beeinträchtigung absichtlich erfolgt. 
Der Bundesgesetzgeber hatte Beeinträch-
tigungen durch Fachplanungen in § 43 (4) 
BNatSchG zunächst als unabsichtlich frei 
gestellt. Diese Rechtsauffassung war 
durch ein Urteil des EU-Gerichtshofs („Ca-
retta-Urteil“) zu Fall gebracht worden, wo-
nach auch Eingriffe durch Fachplanungen 
als absichtlich gelten, wenn dadurch wis-
sentlich die Beeinträchtigung solcher Ar-
ten in Kauf genommen wird.  
Das heißt: Ist bekannt, dass in einem be-
planten Gebiet geschützte Arten vorkom-
men und beeinträchtigt werden können, 
müssen diese Beeinträchtigungen vermie-
den oder ggf. die Ausnahmevorausset-
zungen erfüllt werden. 

Unstrittig ist dabei mittlerweile der strenge 
Schutz von Tier- und Pflanzenarten des 
Anhangs IV der FFH-Richtlinie. Demnach 
ist jede Störung oder Tötung von Individu-
en oder Zerstörung von Lebensstätten 
dieser Arten verboten (Art. 12 f. FFH-RL). 
Ausnahmen sind nach Art. 16 FFH-RL nur 
aus zwingenden Gründen des überwie-
genden öffentlichen Interesses möglich, 
wenn keine Alternativen vorhanden sind 
und die Population trotzdem in einem gül-
tigen Erhaltungszustand verbleibt.  
Eine Liste der in NRW vorkommenden 
Anhang IV-Arten (u.a. alle Fledermaus-
Arten, Laubfrosch, Kammmolch und 
Zauneidechse) hatten wir Ihnen bereits 
zugeschickt, sie kann im Internet unter 
www.lb-naturschutz-nrw.de eingesehen 
werden.  
 
Für die Vogelarten gilt Folgendes: Nach 
Art. 5 Vogelschutzrichtlinie (VS-RL) ist für 
die europäischen Vogelarten, also alle wild 
im Gebiet der EU vorkommenden Arten, 
jede absichtliche Tötung von Individuen 
und Zerstörung von Nestern verboten. 
Außerdem ist es ebenfalls untersagt, Vö-
gel während der Brutperiode am Nest ab-
sichtlich zu stören, allerdings nur dann, 
wenn dadurch die Population gefährdet 
ist.  
Da das Caretta-Urteil des Europäischen 
Gerichtshofs grundsätzlich auch für die in 
der VS-RL genannten europäischen Vo-
gelarten gilt, treffen die genannten Verbo-
te demnach auch für Fachplanungen zu. 
Die Ausnahmevoraussetzungen des Art. 9 
VS-RL sind aber strenger als die der FFH-
RL. Es können nur Gründe der Volksge-
sundheit, der öffentlichen Sicherheit u.ä. 
angeführt werden.  
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Nun wird es nicht möglich sein, Planungen 
so auszuführen, dass Arten wie Kohlmei-
se, Amsel oder Buchfink nicht in irgendei-
ner Weise beeinträchtigt werden. Fachlich 
macht es daher Sinn, sich auf die gefähr-
deten Arten zu beschränken, bei denen 
sich Verluste negativ auf die Populationen 
auswirken könnten. Auch die LÖBF unter-
stützt diesen Ansatz in einem Aufsatz in 
den LÖBF-Mitteilungen (vgl. Heft 1/2005). 
Demnach sind in Fachplanungen die Vor-
kommen von gefährdeten Vogelarten der 
Roten Liste sowie die von Zugvögeln, Ko-
loniebrütern und Höhlenbrütern zu ermit-
teln und die Planungen ggf. so anzupas-
sen, dass diese Arten nicht beeinträchtigt 
werden. 
 
Unklar ist zur Zeit noch, ob der Absichts-
begriff des EU-Gerichtshofs auch auf die 
lediglich nach BArtSchV geschützten Ar-
ten anzuwenden ist. Demnach wäre auch 
jede Vernichtung von Laufkäfern, von 
Maulwürfen, von allen Amphibien oder 
Libellen sowie die Störung von Grün-
specht und Teichhuhn durch Planungen 
ausgeschlossen. Auch hier ist es sinnvoll, 
sich in Stellungnahmen auf Vorkommen 
von gefährdeten Arten zu beschränken. 
Eine Liste sämtlicher nach deutschem und 
europäischem Recht geschützten Arten ist 
im Internet unter www.wisia.de verfügbar. 
Im Einzelfall können Sie selbstverständlich 
auch im Landesbüro nachfragen.  
 
Wichtig für Ihre Stellungnahmen ist wei-
terhin, dass bereits die Vernichtung bzw. 
Störung eines Individuums von geschütz-
ten Arten die artenschutzrechtliche Befrei-
ung erfordert.  
In Fachplanungen macht es zunehmend 
Schule, Beeinträchtigungen als nicht er-
heblich im Sinne von populationsrelevant 
einzustufen. Dies ist eindeutig rechtswid-
rig, da der Wortlaut des § 42 BNatSchG 
und des Art. 12 der FFH-Richtlinie klar auf 
Individuen abhebt.  

Weiterhin ist es nicht gestattet, Kompen-
sationsmaßnahmen auf die Einschätzung 
der Erheblichkeit eines Eingriffs anzu-
rechnen. Relevant ist einzig, ob sich die 
Planung in ihrer Ausführung inklusive Mi-
nimierungsmaßnahmen negativ auf die 
geschützten Arten auswirkt.  
Fragen nach Populationsrelevanz und 
Kompensationsmaßnahmen spielen erst 
bei den Ausnahmevoraussetzungen zur 
Erteilung einer artenschutzrechtlichen Be-
freiung eine Rolle.  
 
 
Das Wichtigste für Ihre Stellungnahmen in 
Kürze: 
 
• Liegen Ihnen konkrete Hinweise auf 

das Vorkommen von Anhang IV-Arten 
oder von gefährdeten besonders bzw. 
streng geschützten Arten vor? Dann 
sollten Sie dies in Ihrer Stellungnahme 
anführen. Die Behörde ist dann zu ver-
tieften Untersuchungen verpflichtet. 
 

• Kommt es durch die Planung trotz der 
Ausschöpfung aller Möglichkeiten zur 
Minimierung des Eingriffs zu einer Be-
einträchtigung von geschützten Arten, 
so müssen die Voraussetzungen einer 
artenschutzrechtlichen Befreiung erfüllt 
sein.  
Für europarechtlich geschützte Arten 
(europäische Vogelarten, Anhang IV-
Arten der FFH-RL) bedeutet dies, dass  
 
1. keine Alternativen vorhanden sind,  
2. die betroffene Population in einem 

günstigen Erhaltungszustand ver-
bleibt und 

3. zwingende Gründe des überwiegen-
den öffentlichen Interesses vorliegen 
müssen.  

 
Bei lediglich nach BArtSchV geschütz-
ten Arten reichen gemäß § 62 
BNatSchG überwiegende Gründe des 
Gemeinwohls aus.  
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Die Ausnahmegründe müssen nach-
weislich erfüllt und dargelegt werden. 
 

• Laut Eingriffsregelung (§ 19 (3) 
BNatSchG) ist für den Fall, dass Bioto-
pe streng geschützter Arten zerstört 
werden, zudem ein gleichwertiger, 
funktionsfähiger Ausgleich vorge-
schrieben sowie die Darlegung zwin-
gender Gründe des überwiegenden öf-
fentlichen Interesses erforderlich.  

 
Bei Straßenbauvorhaben, auch solchen 
von unwesentlicher Bedeutung, hat sich 
mittlerweile bereits etabliert, dass die 
Straßenbauverwaltung die Naturschutz-

verbände nach deren Kenntnisstand ab-
fragt.  
Allerdings beschränkt sich die Abfrage zur 
Zeit noch auf die streng geschützten Ar-
ten. Auch hier können Sie Untersuchun-
gen über weitere gefährdete Vogelarten 
und besonders geschützte Tierarten ein-
fordern. 
 
Wie Sie sehen, ist das Artenschutzrecht 
kompliziert und bereitet auch den Exper-
ten Kopfschmerzen. Es wird sich auf die-
sem Feld in naher Zukunft noch einiges 
tun. Wir halten Sie darüber auf dem lau-
fenden.  
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Umweltinformationsgesetz des Landes steht noch aus 
Karin Albrecht 

 
 
 
Ende 2004 ist das neue Umweltinformati-
onsgesetz des Bundes (UIG) in Kraft ge-
treten und hat das bis dahin geltende UIG 
von 2001 abgelöst. Hintergrund ist die 
Verpflichtung der Bundes zur Umsetzung 
der EG-Umweltinformationsrichtlinie 
2003/4/EG und der Aarhus-Konvention 
von 1998, die den Bürgern und Verbänden 
einen erleichterten Zugang zu Umweltin-
formationen ermöglichen soll. 
 
Neu sind vor allem folgende Änderungen: 
 
• Zur Auskunft verpflichtet sind alle Stel-

len der öffentlichen Verwaltung des 
Bundes sowie private Stellen, soweit 
sie öffentliche Aufgaben des Bundes 
wahrnehmen (wie z.B. im Bereich der 
Wasser- und Energieversorgung). 
 

• Verbände und Privatpersonen haben 
die Wahlfreiheit bezüglich der Art des 
Informationszugangs: mündliche oder 
schriftliche Auskunft oder Einsichtnah-
me in Unterlagen vor Ort.  
 

• Gebührenfrei ist die Erteilung von 
mündlichen und einfachen schriftlichen 
Auskünften sowie die Akteneinsicht-
nahme vor Ort; für eine umfassende 
schriftliche Auskunft ist eine Gebühr bis 
zu 250 ¼� YRUJHVHKHQ� �.RVWHQYHU]HLFh-
nis zu § 1 (1) UIG). 
 

• Die Ausnahmen für die Zurückweisung 
des Auskunftsanspruchs sind be-
schränkt worden. 

 
Wichtigste Änderung gegenüber dem bis-
herigen UIG ist: Das neue Gesetz gilt nur 
für Auskunftsansprüche von Bürgern und 

Verbänden gegenüber Stellen des Bun-
des!  
 
Werden Anfragen an Landesbehörden 
gerichtet, so findet das neue Gesetz keine 
Anwendung. Die Auskunftspflichten der 
Landesverwaltung müssen wegen der 
beschränkten Gesetzgebungskompetenz 
des Bundes im Umweltbereich in landes-
rechtlichen Vorschriften geregelt werden. 
Ein Entwurf des Landes NRW zur Umset-
zung der EG- Umweltinformationsrichtlinie 
liegt auch nach Ablauf ihrer Umsetzungs-
frist am 14. Februar 2005 noch nicht vor. 
 
Trotz der gegenwärtigen Situation ist in 
der Praxis keine Einschränkung des In-
formationsanspruchs zu erwarten. Denn 
solange es noch kein Landes-UIG gibt, gilt 
die EG-Umweltinformationsrichtlinie unmit-
telbar. Der Antrag auf Auskunft über Um-
weltinformationen kann auf die Richtlinie 
selbst gestützt werden. 
 
Derzeit offen ist die Frage, wie sich die 
bisher fehlende Umsetzung der EG-
Umweltinformationsrichtlinie in Landes-
recht auf die Erhebung von Gebühren 
auswirken wird. Bisher ist in der Verwal-
tungsgebührenordnung NRW, mit Hinweis 
auf die „alte“ Gesetzeslage, geregelt, dass 
bei Auskunftserteilungen gegenüber den 
anerkannten Landesverbänden von der 
Gebührenerhebung abzusehen ist. Hier 
sollte von Seiten des MUNLV klargestellt 
werden, dass die Gebührenbefreiung für 
die anerkannten Verbände bis zum Inkraft-
treten eines Landes-UIG fortgilt. Bei einer 
Neuregelung der Umweltinformationen 
durch das Land wäre dann die Gebühren-
ordnung entsprechend zu ergänzen.  
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Ein Musterbrief „Umweltinformationen“ mit 
Erläuterungen liegt diesem Rundschreiben 
als Anlage bei. 
 
Für Anfragen von Einzelpersonen emp-
fiehlt es sich vorab zu klären, ob und in 
welcher Höhe ggf. Kosten für die Beant-
wortung entstehen. Das gilt vor allem 
dann, wenn es sich um Anfragen handelt, 
deren Bearbeitung arbeitsaufwändig ist 
oder wenn umfangreiche Unterlagen an-
gefordert werden. Dagegen ist die Ein-

sichtnahme in Unterlagen über Umweltin-
formationen vor Ort kostenlos.  
 
Erfreulich ist, dass künftig Anfragen nach 
Umweltinformationen spätestens innerhalb 
eines Monats zu beantworten sind.  
 
 
 
 

 
 

 

 

 

 

 

Literaturempfehlungen 
 
 
• Das Bundesumweltministerium hat ein „Finanzierungshandbuch für Naturschutz-

maßnahmen“ herausgegeben. Das Handbuch gibt Hinweise zum Projektmanagement 
und Tipps wie Sie zur Realisierung ihrer Projekte Fördergelder einwerben können. Es 
deckt das ganze Spektrum stattlicher Fördermaßnahmen ab und beinhaltet zudem Ad-
ressenlisten und Literaturhinweise.  
Sie erhalten es kostenlos beim BMU, Postfach 30 03 61, 53183 Bonn, Tel. 01888 / 305-
3355, Fax: -3356, bmu@broschuerenversand.de (Bestellnummer: 2521).  
Unter www.naturschutzfoerderung.de finden sie darüber hinaus eine ständig aktualisierte 
Datenbank der verschiedenen Fördertöpfe.  
 

• Die Verbandsklage ist für den Umweltschutz unverzichtbar. Dieser Ansicht ist zumindest 
der Sachverständigenrat für Umweltfragen (SRU) und empfiehlt der Bundesregierung in 
seiner jüngsten Stellungnahme, den Umweltverbänden rasch und in vollem Umfang mehr 
Rechte einzuräumen. 
Die Stellungnahme ("Rechtsschutz für die Umwelt – die altruistische Verbandsklage ist 
unverzichtbar", Nr.5, Februar 2005) ist im INTERNET abrufbar oder über die Geschäfts-
stelle zu beziehen: 
 

 
 
 
 

Sachverständigenrat für Umweltfragen 
Tel.: 030 – 26 36 96 0 e-Mail: sru-info@uba.de 
Fax: 030 – 26 36 96 109 Internet: www.Umweltrat.de 
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Anlage 1a 

 
 
 

- Musterbrief für Anfrage nach Umweltinformationen  – 
 
 
 
 

Antrag auf Übermittlung von Umweltinformationen 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
im Namen und in Vollmacht der oben genannten anerkannten Verbände in NRW beantragen 
wir die schriftliche Auskunft (1) zu folgenden Fragen (hier möglichst präzise Beschreibung 
der gewünschten Informationen): 
 
Den Anspruch auf Umweltinformationen stützen wir auf Art. 3 der neugefassten Informati-
onsrichtlinie der EU (Richtlinie 2003/4/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
28. Januar 2003). Die Auskunftspflichten der  Richtlinie gelten nach Ablauf der in der Richtli-
nie genannten Frist 15.2.2005 unmittelbar für die Landesbehörden und Gemeinden in NRW 
(2).  
 
Wir möchten Sie bitten, uns die gewünschte Auskunft spätestens innerhalb eines Monats 
nach Eingang des Antrags zu erteilen (3). Soweit Sie nicht über die von uns begehrten In-
formationen verfügen, bitten wir Sie, unseren Antrag an die entsprechende Stelle weiterzu-
leiten und uns hierüber zu informieren.  
 
Abschließend erlauben wir uns den Hinweis auf Ziff. 15 c 4  Alllgemeine Verwaltungsgebüh-
renordnung  sowie den Runderlass des MUNLV vom 29.7.1998 (4). Danach ist bei Anträgen 
von anerkannten Naturschutzverbänden auf Erteilung von Umweltinformationen von einer 
Gebührenerhebung abzusehen. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 
Zu (1) bis (4) siehe Erläuterungen umseitig. 
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Anlage 1b 

 
 
 

- Erläuterungen zum Musterbrief Umweltinformationen -  
 
 
Die kursiv gesetzten Anmerkungen im Musterbrief sind nur für den Antragsteller be-
stimmt und sollen bei Verwendung des Musterschreibens aus dem Text gelöscht 
werden ! 
 
 

(1) Die Behörde hat nach Art. 3 Umweltinformationsrichtlinie (UIRL) die Umweltinfor-
mationen in der gewünschten Form zugänglich zu machen.  
Das hier gewählte Beispiel der schriftlichen Auskunft ist lediglich eine Art des In-
formationszugangs. Es kann auch die postalische oder elektronische Übersen-
dung bestimmter Unterlagen oder Akteneinsicht  beantragt werden.   

 
 
(2) Das am 22.12.2004 in Kraft getretene Gesetz zur Neugestaltung des Umweltin-

formationsgesetzes und zur Änderung der Rechtsgrundlagen zum Emissionshan-
del (UIG) gilt nur gegenüber den informationspflichtigen Stellen des Bundes. Die 
Auskunftspflichten gegenüber Landesbehörden hat der Landesgesetzgeber zu re-
geln. Bisher liegt noch kein Gesetzentwurf des Landes NRW vor. Der Verweis auf 
die unmittelbar geltende Wirkung der UIRL ist daher erforderlich bis ein entspre-
chendes Landes-Umweltinformationsgesetz in Kraft tritt. 

 
 
(3) Die gewünschten Informationen sind nach Art. 3 Abs. 2 der Umweltinformations-

richtlinie sobald wie möglich, spätestens jedoch innerhalb eines Monats zu über-
senden, es sei denn die Frist kann wegen der Komplexität der Anfrage nicht ein-
gehalten werden. Dann gilt die Zwei-Monats-Frist und die längere Bearbeitungs-
zeit ist dem Antragsteller zu begründen.  

 
 
(4) Fraglich ist zur Zeit, ob die Behörden in NRW die bisherige Gebührenbefreiung für 

die anerkannten Verbände weiterhin anwenden werden (wir berichteten darüber). 
Sie bezieht sich noch auf die „alte“ Gesetzeslage. Solange die Verwaltungsgebüh-
renordnung nicht angepasst ist,  wird die Gebührenbefreiung daher vom guten 
Willen der Behörde abhängen. Für die Zeit bis zu einer entsprechenden Regelung 
sollte davon abgesehen werden, umfassendere, arbeitsaufwändige Umweltinfor-
mationen von den Landsbehörden oder Gemeinden abzufordern.  

 
 Werden Auskünfte über Umweltinformationen von Bundesbehörden verlangt, so 

gilt das Kostenverzeichnis des UIG vom 28. Dezember 2004. Danach sind ledig-
lich „mündliche und einfache schriftliche Auskünfte auch bei Herausgabe von we-
nigen Duplikaten“ gebührenfrei. Für die „Erteilung einer umfassenden schriftlichen 
Auskunft auch bei Herausgabe von Duplikaten“ können Gebühren bis zu 250 Euro 
erhoben werden (Anlage zu § 1 Abs. 1 UIG). Auslagen für Kopien sowie Portokos-
ten werden zusätzlich erhoben.  

 Die Einsichtnahme vor Ort, auch wenn hierfür Vorbereitungsmaßnahmen erforder-
lich werden und wenige Duplikate heraus gegeben werden, ist gebührenfrei. 

 


